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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Nationalrat Michaël Buffat (svp, VD), dass
nur gemäss Art. 136 BV stimmberechtigte Personen über die Erteilung der Schweizer
Staatsbürgerschaft bestimmen dürfen. Ausländische Staatsangehörige mit Stimmrecht
auf kantonaler oder kommunaler Ebene sollen an Entscheidungen über die Erteilung
und Verweigerung des Bürgerrechts nicht mehr teilhaben können. Die SPK-NR zeigte
wenig Verständnis für das Anliegen, da ihr diesbezüglich keine Probleme oder
Missstände bekannt seien, die auf den Einbezug nicht stimmberechtigter Personen
zurückzuführen seien. Ein Eingriff in die Kompetenzen der Kantone und Gemeinden sei
hier nicht angebracht. Die Kommissionsminderheit – bestehend aus 9 Vertreterinnen
und Vertretern der SVP-Fraktion – betonte hingegen, es sei eine «Frage der Logik»,
dass Nichtmitglieder einer Gemeinschaft nicht über die Aufnahme von Dritten in
dieselbe bestimmen können sollten. In der Sommersession 2018 fand die Initiative auch
im Nationalrat keine Unterstützung ausserhalb der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion, womit ihr mit 125 zu 68 Stimmen deutlich keine Folge gegeben wurde. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Ein Verbot der Stimmenauszählung bei eidgenössischen Urnengängen durch Personen
mit ausländischer Staatsangehörigkeit wollte Michaël Buffat (svp, VD) mittels
parlamentarischer Initiative durchsetzen. Da in einzelnen Kantonen und Gemeinden
Ausländerinnen und Ausländern politische Rechte gewährt würden, dürften diese auch
bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen als Stimmenzählerinnen und
Stimmenzähler oder in einer anderen Funktion als Mitglied eines kommunalen
Wahlbüros fungieren. Dies sei aber nicht kohärent und könnte zu Unklarheiten führen,
weshalb nur Stimmen auszählen dürfe, wer im Sinne von Art. 136 BV als Schweizer
Bürgerin oder Bürger stimmberechtigt sei – so die Begründung des Initianten. 
Die SPK-NR empfahl in ihrem Bericht von Mitte April 2018 mit 14 zu 9 Stimmen der
Initiative keine Folge zu geben, wobei die Gegenstimmen allesamt von den
Kommissionsmitgliedern aus der SVP-Fraktion stammten. Die Mehrheit der Kommission
wies darauf hin, dass bisher keine Probleme oder Missbräuche im Bereich der
Auszählung von Stimmen bekannt seien. Den Gemeinden sei zudem wohl eher gedient,
wenn infolge Personalmangels auch nicht-stimmberechtigtes Personal eingesetzt
werden könne. Darüber hinaus sei die Organisation der Wahlbüros eine kantonale oder
gar kommunale Angelegenheit. Wer hier etwas ändern wolle, müsse also auf anderen
föderalen Ebenen ansetzen; daher gebe es keinen entsprechenden Handlungsbedarf. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.04.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative Buffat
(svp, VD), die ein Verbot der Stimmenauszählung bei eidgenössischen Urnengängen
durch Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit verlangte, zusammen mit einem
weiteren Vorstoss des Waadtländers, der verbieten wollte, dass bei
Einbürgerungsentscheiden auch Ausländerinnen und Ausländern in
Einbürgerungskommissionen oder anderen zuständigen Organen mitbestimmen
können. Weder seien der Verwaltung Probleme bei der Auszählung von Stimmen
bekannt noch könne der Initiant selber solche Probleme deutlich machen, verteidigte
der Kommissionssprecher Duri Campell (bdp, GR) die 16 zu 9 (bzw. die 14 zu 9) Mehrheit
der SPK-NR. Zudem würde man mit beiden Vorschlägen in die Kompetenzen von
Gemeinden und Kantonen eingreifen. Die Ratsmehrheit von 125 Stimmen sah dies wohl
genau so und versenkte die Initiative. Die 68 Gegenstimmen stammten von der
geschlossenen SVP-Fraktion. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2018, S. 638 f.; Kommissionsbericht SPK-NR vom 13.4.18
2) Bericht SPK-NR vom 13.4.18
3) AB NR, 2018, S. 638 ff.
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